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Bekanntmachung des Rhein-Erft-Kreises 
 
 
 
Hiermit wird bekanntgegeben, dass die diesjährige Jägerprüfung zur Erlangung des Jagdscheines 
bzw. die eingeschränkte Jägerprüfung zur Erlangung des Falknerjagdscheines in der Zeit vom 
23. April - 02. Mai 2012 stattfindet. 
 
Folgende Prüfungstermine und -orte sind für die einzelnen Prüfungsabschnitte vorgesehen: 
 
1. Schriftlicher Teil der Jägerprüfung  

23. April 2012, 15.00 Uhr 
Willy-Brandt-Platz 1 (Kreishaus) 
50126 Bergheim 

 
2. Mündlich/praktischer Teil der Jägerprüfung 

26. April - 30. April 2012 
Willy-Brandt-Platz 1 (Kreishaus) 
50126 Bergheim 

 
3. Schießprüfung 

02. Mai 2012  
Schießstand "Gürather Höhe" 
50181 Bedburg 

 
 
Anträge auf Zulassung zur Prüfung sind von den Bewerbern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Gebiet des Rhein-Erft-Kreises haben müssen, unter Beifügung eines Nachweises über die Einzahlung 
der Prüfungsgebühr, eines Nachweises (nicht älter als ein Jahr) der Landesvereinigung der Jäger 
oder einer ihrer satzungsmäßigen Untergliederungen über die sichere Handhabung und das 
Schießen mit einer Kurzwaffe mit einem Mindestkaliber von 9 Millimetern (es sei denn, die Prüfung 
wird lediglich zur Erlangung eines Falknerjagdscheins abgelegt), eines Nachweises über die 
Teilnahme an einer vom zuständigen Veterinäramt anerkannten Schulung zur Kundigen Person 
nach Anhang III Abschnitt IV Kapitel I Nummer 4 der Verordnung (EG) Nummer 853/2004, und eines 
amtlichen Führungszeugnisses, das nicht älter als sechs Monate sein darf, beim Landrat des Rhein-
Erft-Kreises, -Untere Jagdbehörde-, Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim, spätestens bis zum 22. April 
2012 einzureichen. 
 
Mit der Antragstellung ist die Einzahlung der Prüfungsgebühr verbunden, die bei der Jägerprüfung 
220,00 € und bei der eingeschränkten Jägerprüfung 110,00 € beträgt. Zusätzlich ist eine 
Zulassungsgebühr in Höhe von 30,00 € zu entrichten. Die entsprechenden Antragsformulare sind 
bei der vorgenannten Dienststelle erhältlich und können auch telefonisch (Rufnummer: 02271/83-
3286) angefordert werden. 
 
Bewerberinnen und Bewerber, die den mündlich-praktischen Teil der Prüfung in der Zeit vom 26. – 
30. April 2012 und die Schießprüfung am 02. Mai 2012 und oder einen der beiden Teile nicht 
bestehen, können an einer einmaligen Nachprüfung teilnehmen. Die Bewerberin oder der Bewerber 
wird nur in dem Prüfungsteil geprüft, den sie oder er nicht bestanden hat. 
 
Folgende Prüfungstermine und -orte sind für die einzelnen Nachprüfungsabschnitte vorgesehen: 
 
1. Schießprüfung 

19. September 2012  
Schießstand "Gürather Höhe" 
50181 Bedburg 
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2. Mündlich/praktischer Teil der Jägerprüfung 
19.  September  - 20. September 2012  
Willy-Brandt-Platz 1 (Kreishaus) 
50126 Bergheim 

 
 
 
Anträge auf Zulassung zur Nachprüfung sind bis spätestens zum 18. Juli 2012 an die Untere 
Jagdbehörde des Rhein-Erft-Kreises zu richten. Mit der Antragstellung auf eine einmalige 
Nachprüfung ist die Einzahlung der Prüfungsgebühr verbunden, die je zu wiederholendem 
Prüfungsteil 80,00 € beträgt. Zusätzlich ist eine Zulassungsgebühr in Höhe von 30,00 € zu 
entrichten. 
 
Die Jägerprüfung wird nach der Verordnung zur Durchführung des Landesjagdgesetzes 
(Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung – DVO LJG-NRW) vom 31. März 2010 durchgeführt. 
 
 
 
Bergheim, den 04.01.2012  
 
RHEIN-ERFT-KREIS 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Vetter  
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4. Änderung vom .Q~J!~:~g.<2-
der Satzung über die Erhebung von Elt9mbeiträgen 

für die Tageseinrichtungen für K inder und die Offene Ganztagsgrundo,ehule 
sowie von Kostenbeiträgen für die KindertagGspfiege 

in der Stadt Pulheim vom 20.06.2006 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fOr das Land Nordrhein,Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 66GISGV NRW 2023) Z Jletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV NRW S. 271 ), des § 90 Abs. 1 Satz 3 Sozial ,esetz­
buch VIII (SGB VIII) in der Fassung der BekanntmaChung vom 14.1 2.2006 (8GBI. I S :1 ' 34), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.03.2011 (BGBI. I S. 453) und § 23 des Gesetzer, i zur fru­
hen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgeselz KiBiz) v. 30.10.2007 (ClV NRW S. 
462 ff), zuletzt geändert durch Gesetz v. 25.07.2011 (GV NRW S. 385) und der §§ 1, 2. 4 und 6 
des Kommualabgabengesetzes fOr das Land Nordrhein-Westfalen vom 21 ,10.1969 (GV NRW S. 
712) , zuletzt geändert durch Gesetz v. 30.08.2009 (GV NRW S. 394), sowie des Rund',rlasses 
des Ministeriums (ar Schule, Jugend und Kinder des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
12.02.2003 (ABI. NRW S.43); geändert durch Rundertass vom 26.01.2008 (ABI . NRW ~l. 29 ff) , 
hat der Rat der Stadt Pulheim in seiner Sitzung am 20.12.2011 folgende 4. Änderung der Sat­
zung vom 20.06.2006 beschlossen: 

§ 1 Beiträge 

FOr die Inanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung und einer Offenen Ganztagsgr'.mdschule 
erhebt die Stadt Pulheim ab dem 01.08.2006 eine monatliche, öffentlich~rechtliche Geb uhr (EI~ 
tembeitrag) zum öffentlichen Finanzierungsanteil an den Jahresbe'lriebskosten. För die I nan~ 
spruchnahme von Angeboten der Kindertagespflege wird ein Kostenbeitrag erhoben. Die Beiträ­
ge werden in Abhängigkeit zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Beitragspflichtige, und der 
vereinbarten Betreuungsstunden pauschaliert festgesetzt. 

§ 2 Beitragspfl ichtige 

1. Beitragspflichtig sind die Eltem. Lebt das Kind nachweislich (amtliche Meldebestätigul19) nur 
mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern, Der Eltembeitr.;:Q ist ab 

dem Kalendennonat nach Eintritt der Änderung der tatsächlichen VerMttnlsse festzu~,~~tzen , es 
sei denn, diese treten zum 1. des Monats ein. Dann ist der Eltembeitrag bereits zum 13eginn 
desselben Monats neu festzusetzen, 
W ird bei Vollzettpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nacl"! § 32 
Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten diese an die Stelle ~ ~~r EI 
tem. Mehrere Beitragspfl ichtige haften als Gesamts9huldner. 

2. Beitragszeitraum Ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht dem Schuljahr. Die BeitrSlgspflicht 
wird durch Schließungszeiten der Einrichtung nicht beruhrt. 

3. Der Trager kann ein Entgelt für das Mittagessen verlangen. 

§ 3 Beitragsbemessung 

Besuchen mehrere Kinder einer Familie oder von Personen, die nach § 2 an die Stelle der Eltern 
treten , 91eiChzeiti9 eine Tageseinrichtung fOr Kinder, eine offene GanztagsgrundschuJe :>der 
nehmen eine KIndertagespflege innerhalb des Regelungsbereiches dieser Satzung in Anspruch, 
so sind das zweite Kind und jedes weitere Kind vom Beitrag befreit. Ergeben sich ohne E!eitrags-

.,. 
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befreiung unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der höchste Beitrag zu zahlen. Ergeben sich 
gleich hohe Beiträge, so ist für das älteste Kind der Beitrag zu zahlen . 

Wird ein Kind zum 01 .08, des Folgejahrs schulpflichtig, ist das Kindergartenjahr, das dlH Ein­
schulung vorausgeht, beitragsfrei. 
AbWeichend hiervon ist für Kinder, die ab dem Schuljahr 201212013 vorzeitig in die Sch~Jle auf~ 
genommen werden, die Inanspruchnahme von Angeboten in Klndertageseinrichtungen oder Kin~ 
dertagespflege ilb dem der verbindlichen Anmeldung zum 15.11. folgenden Monat für maximal 
12 Monate beitragsfrei, 

1. Die Höhe der Elternbeiträge richtet sich nach dem Betreuungsumfang nach den §§ ei, 7 der 
Satzung und dem Jahreseinkommen (§ 5) und ergibt sich aus der Beitragstabelle nSlc:h Ziffer 3, 
Im Fall des § 2 Absatz 1 Satz 5 ist ein Eltembeitrag zu 2:ahlen, der sich nach der Eltf:mbei­
tragsstaffel far die zweite Einkommensstufe ergibt, es sei denn, nach Satz 1 ergibt sich ein 
niedrigerer Beitrag . 

2. Auf Antrag werden Elternbeiträge ganz oder teillNelse erlassen, wenn die Belastung ·jen Eltern 
und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 35GB VIII) , 

3. BeHragstabelie 

I! l nkomm~stufen I\&Ch Sttreuung bis 25 std. eetr.uung IIIt !5 Std. BetreuUlI1 bll45 Std. ant Btt/'tI,l\lllpfQnnvn 

Jahroulnkommtn 1. K'1'Id 1. KInd 1. 'U!"od -'tara ~: Indeor 

bis 12.000 € 0,00 E 0,00 ( o,oOf: 0,00 t 
· 

bis 2' .000 € 21 ,OO€ 2\1,00 € n,OO€ 0,00 [ 

· bis 35.000 E 42,oo E 59,OO€ 7&,oo€ 0,00 , .. 
bl. 43.DM ( es,oo E 9S,00 , 1::3,OOE 0,00 I: .. 
blG 60.000 ( 9~,OoE 132,00 € 1rO,006 0,00 I .. 
bis 72.000 Ci 126,00 E 1611,00 € 227.00E 0,00 S .. 

IIbtr 72.000 t 150,00 1158,00 221,Otl4! 25<1 .00 f!: 0,00 e 

· 

4. Von der Erhöhung ausgenommen wird der HOchstbeitriig bei einer Betreuung von b,s zu 25 
Stunden für Kinder, die die offene Ganztagsgrundschule besuchen. In diesen Fällen verbleibt 
es bei einem Höchstbeitrag von 150 €/Monat. Bei Besuch einer Kindertageseinrichtung bzw. 
einer Kindertagespflege steigt der Beitrag um 8 e auf 158 E. 

§ 4 Auskunfts~ und Anzeigepftichten 

1. Bei der Anmeldung geben die Beitragspflichtigen dem Träger der Einrichtung I der ~:I:hule 
Ihre Namen und Anschrift und den Namen, Anschrift und GebUlisdaten des Kindes ;ln; die 
Dilten sowie Aufnahme~ und Abmeldedaten werden nach Abschluss des Betreuung:! \lertra~ 
ges der Stadt Obermittelt. 

., . 
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2, Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern der Stadt schrtftlich an­
zugeben und nachzuweisen, welche Einkommensstufe gemäß der Anlage zur Satzung ihren 
Eltembeiträgen zu Grunde zu legen Ist. Dazu relcnen sie den dafür vorgesehenen \/ordruck 
.Erklärung zum Nachweis des Einkommens" mit den erforderllehen Nachwel!en (Einkom­
menssteuererklärung, Verdienstabrechnungen etc,) ein. Wird der Erklarungsvordru:k nicht 
eingereicht, oder werden keine Angaben zur Einkommenshöhe gemacht, oder werd,~n die ge­
forderten Nachweise nicht geführt, ist der höchste Eltembeitrag zu leisten. 

3, Anderungen der Einkommensverhältnisse, die zur Einstufung in eine höhere Elnko l'nmensstu­
fe führen kOnnten, sind unverzOglieh anzugeben, 

4. Die Stadt Pulheim ist berechtigt, die persönlichen und Wirtschaftlichen Verhältnisse der BeI­
tragspflichtigen jährlich zu UberprOfen. 

§ 5 Bestimmung des maßgeblichen Einkl>rnmens 

1. Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Jahreseinkünfte im Sinne 
des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten H IS ande­
ren Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicrt zulässig. 
Dem Einkommen nach Satz 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowi,~ die zur 
Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leist!Jngen tor die Eltern lind das 
Kind, fOr das der Eltembeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen, Abfindungen sind ab eiem der 
Auszahlung folgenden Monat dem ermittelten Einkommen Ober einen Zeitraum von 12 Mona~ 
ten hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entspll!chenden 
Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. Geldleistungen nach dem Bundeselterngeld- und EI­
temzeitgesetz (BEEG) werden dem Einkommen hinzugerechnet, soweit diese den Grundbe­
trag von 300.~ € fOr das neugeborene Kind bzw. 600.- € bei Mehrlingsgeburten Ober! chreiten. 
Den Einkünften aus einem Beschl:tftigungsverhaltnis oder aufgrund der AusQbung eines 
Mandats, aufgrund dessen fOr den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Vemorgung 
oder an deren Stelle eine Abfindung zusteht oder eine Nachversicherung in der ges etzlichen 
Rentenversicherung erfolgt (z.B. Beamte, Abgeordnete), ist ein Betrag von 10 v. H. der EIn­
künfte hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes we itere Kind sind die fOr diese Kindt::r n.ach § 
32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu gewährenden Freibetr~'le vom ermittelten Eil"lkommen 
abzuziehen. 

2. Die Beitragserhebung erfolgt zunächst auf der Grundlage des nachzuweisenden Einkom­
mens des dem Beitragszeitraum vorangehenden Kalenderjahres. Hat sich zum Zeiq:lI~nk1 der 
Beitragserhebung bereits eine Anderung gegenüber dem Vorjahr ergeben oder änd·i!lrt sich 
das Einkommen im 8eitragszeitraum und wird hierdurch für die Beitragserhebung eine ande­
re Einkommensgruppe maßgeblich, so ist das Zwölffache des neu erzielten vollen Mo­
natseinkommens zu Grunde zu legen. Dann sind auch EinkOnfte hinzuzurechnen, die im lau­
fenden Jahr anfallen (z.B. Sonderzuwendungen, Ur1aubs- oderWeihnachtsgeld, Einrnalzah­
lungen etc.). Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der Anderun~l neu fest­
zusetzen, es sei denn, die Änderung tritt zum 1. eines Monats ein. Dann ist der Elternbeitrag 
bereits zum Beginn desselben Monats neu festzusetzen. 
Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 2 auf dS i zu er­
wartende Jahreseinkommen abzustellen. 

3. Beitragspflichtige, die Empfänger von laufenden Leistungen zur Sicherstellung des l.e,bens­
unterhaltes nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (8GB 11), dem Zwölften Sozialgese1zbuch 
(5GB XII) oder nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sind, werden fOr die Dauer des nach­
gewiesenen Bezuges dieser Leistung ohne PrOfung der tatsächlichen Höhe des Jah !'E~se in­
kommens in die erste Einkommensstufe eingruppiert. 

-,-
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§ 6 Vereinbarung von Betreuungsstunden In KIndertageseinrichtungen 
und Kindertagespflege 

s. 

1. Der Eltembeitrag für die Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege ergibt sich in An­
wendung der Beitragstabelle aus der entsprechenden Einkommensstufe (Jahreseinkommen) 
und dem ZlNischen Beitragspflichtigen und dem Leistungsanbieter (Träger der Einri,:;h­
tung/Pflegestelle) vereinbarten Betreuungsstunden. Die Beiträge werden neben del1 Ein­
kommensgruppen pauschaliert nach folgender Aufstellung weiter gestaffelt: 

a) Betreuung bis zu 25 Wochenstunden 

b) Betreuung von 26 bis zu 35 Wochenstunden 

c) Betreuung von 36 bis zu 45 Wochenstunden 

2. Der Beitrag wird unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme erhoben. 

3. Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtung (Ferien ete.) nicht berOhrt. 

4. Oie Beitragspflicht beginnt mit dem 01. des Monats, in dem dar. Kind in die Einrichtung auf­
genommen wird . Sie endet grundsätzlich mit Ablauf des Kindergartenjahres, mit dem das 
Kind die Einrichtung verläSSt. Das Kindergartenjahr entspricht dem Schuljahr. Weiterhin ent­
fällt die Beitragspflicht mit Wiri<samwerden der KOndigung des Betreuungsvertrage!i . 

§ 7 Betreuung in der Offenen Ganztagsgrundschule 

1. Grundlage für die Betreuung in der Offenen Ganltagsgrundschule ist der zwischen der 
Schule und den Eltern bzw. mit den an die Stelle der Eltern tretenden Personen zu schlie­
ßende 8etreuungsvertrag. Ober die Aufnahme entscheidet die Schule im Rahmen I:ler vor­
handenen Betreuungsplätze. Der Betreuungsvertrag bindet dia Vertragsparteien für die Dau­
er eines Schuljahres; er vertängert sich bis zum Übergang in die weiterfOhrende Schule je­
weils um ein weiteres Schuljahr, wenn er nicht bis zum 31.01 . des laufenden SehuljElhres gt~ 
kOndigt Wird. In Einzelfällen (z.B. Umzug o.ä.) entscheidet die Schule in Abstimmur'lEI mit 
dem Träger der Offenen Ganztagsgrundschule über die vorzElitige Beendigung des Vertra­
ges. 

2. Die Regelbetreuungszeit beginnt um 8.00 Uhr und endet um 16.00 Uhr, soweit in dieser Zeit 
kein Unterricht stattfindet. 

3. Der Elternbeitrag for die Inanspruchnahme der Offenen Ganztagsgrundschule wird nach der 
Benragsstaffel. Rubrik MBetreuung bis 25 Stunden- festgesetzt. 

§ 8 Erhebung und Festsetzung der Elternbeiträge 

1. Eltembeitr!1ge werden fOr jeden Monat erhoben, fOr den ein Betreuungsvertrag bestr!ll1t 

2. Die Festsetzung erfolgt durCh schriftlichen Bescheid. Wird der Bescheid maschinell o.''Stellt, 
so ist dieser ohne Unterschrift gOltig. 

- 4 -
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§ 9 Fälligkeit, Ausgleich von Unterschiedsbeträgen, Vollstreckung 

1. Die Elternbeiträge sind ab Betreuungsbeginn bis zum 15. eines jeden Monats zu zr.l~llen und 
werden stets als volle Monatsbeiträge erhoben. 

2. Etwaige sich aus einer sp<!iteren Beitragsfestsetzung ergebende Überzahlungen sird mit den 
nächsten fälligen Monatsbeiträgen zu verrechnen; sich ergebende NachzahlungsvE rpflichtun­
gen sind mit dem nachsten Monatsbeitrag zu erfOlien. 

3. ROckständige elternbeiträge werden im VerwaltungsZ'Nangsverfahren beigetrieben. Maßge­
bend hierfür sind die Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW il, der je­
weils geltenden Fassung. 

§ 10 Inkrafttreten 

Diese 4. Anderung der Satzung tritt hinsichtlich der Änderungen zu §§ 2 (Ziffer 1, Satz :n und 3 
(Ziffer 1, Satz 2) am 01.08.2011 in Kraft. 

- 5-
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Bekanntmachungsanordnunq 

Vorstehende Satzung (4. Anderung) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Die Verletzung von Verfahrens~ oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NRW kann gegen 
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gem.~cht wer­
den, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfcthren wur~ 
de nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerogt und dabei die ver­

letzte RechtsvorsChrift und die Tatsache bezeiChnet worden, die den Mangel erglbl . 

Pulheim , den D~,o.(.'lc"('l. 

Frank Keppeler 
Bürgermeister 

-, -
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Stadt Pulheim
Der Bürgermeister

Pulheim. den 03. Januar 2012

Offentliche Bekanntmachunq

über die Absicht der Einziehung eines Teilstückes der Benzstraße (Stichstraße),
Gemarkung Pulheim, Flur 3, Flurstück 1811 (teilweise)

Mit der Anderung 1301 des Bebauungsplanes Nr. 26 Pulheim im vereinfachten Verfahren wurde das vorgenannte
Teilstück der Benzstraße (Stichstr:aße) im Bebauungsplan nicht mehr als öffentliche Verkehnfläche
ausgewiesen.

Nach $ 7 Abs. 2 des StrWG NRW vom 23. September 1995 in der dezeit geltenden Fassung soll die
Straßenbaubehörde die Einziehung einer Straße verfügen, wenn diese keine Verkehrsbedeutung mehr hat.

Die im Jahre 1999 verfügte Widmung der Benzstraße wird durch die vorgeschlagene Einziehung des Teilstückes
den FestseEungen des geänderten Bebauungsplanes angepasst.

Der Rat der Stadt Pulheim hat in seiner SiEung am20. Dezember 2011 die Einziehungsabsicht des
vorgenannten Teilstückes der Benzstraße (Stichstraße) beschlossen.

Die Absicht der Einziehung wird hiermit gemäß $ 7 Abs. 4 StrWG NRW vom 23. September 1995 in der dezeit
gültigen Fassung vom 10. Januar 2012 bis 10. April 2012 bekannt gemacht, um Gelegenheit zur Erhebung von
Einwendungen zu geben. Diese können schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Pulheim,
Bauverwaltungsamt, Zimmer 314, Alte Kölner Straße 26, 50259 Pulheim erhoben werden.

Eine Karte, aus der die von der Einziehung betroffene Fläche ersichtlich ist, ist beigefügt und kann auch im
Rathaus der Stadt Pulheim, 2. Etage, Plankasten, gEenüber dem Planungsamt, Alte Kölner Shaße 26 in 50259
Pulheim zu den Öffnungszeiten

Montag - Mittwoch
Donnerstag
sowie freitags von

eingesehen werden.

In Vertretung

Martin Höschen
Techn. Beigeordnäiä'i

8.30 Uhr - 12.00 Uhr und 14.00 Uhr - 16.00 Uhr
8.30 Uhr- 12.00 Uhr und 14.00 Uhr- 18.00 Uhr
8.30 Uhr- 12.00 Uhr

10 .
10 .

Januar  201-2
April 2012

Aushang :
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Rhein-Erft-Kreis
Katasteramt
Willy-Brandt-Plalz 1
50126 Bergheim

Auszug aus dem

Flurstück: 18'1 1
F  I U T :  J

Maßstab '1 : 1000

Liegenschaftskataster
Flurkarte NRW 1:1000

Erstetlt: 28.10.2011
Zeichen:

Anla

10 20 30 40 50 Meter
ff

Gefertigt im Aunrag durch: Stadl Pulheim, Alte KÖlner Straße 26, 50259 Pulheim

Gemarkung: Pulheim
'Benzqtraße, Pulheim

O Rhein-Ert!Kreis
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